BFH Bundesfinanzhof %

Urteil vom 05. Dezember 2019, [I R 9/18

Nachweis des niedrigeren gemeinen Werts durch Sachverstiandigengutachten
ECLI:DE:BFH:2019:U.051219.11R9.18.0

BFH II. Senat

BewG & 198, BewG & 151, BewG & 157, BewG & 9, GewO & 36, GewO § 36a, AkkStelleG & 1, AkkStelleGBV & 1

vorgehend Finanzgericht Berlin-Brandenburg , 16. Januar 2018, Az: 3 K 3178/17
Leitsatze

1. § 198 BewG eroffnet dem Steuerpflichtigen die Moglichkeit, einen niedrigeren gemeinen Wert nachzuweisen, als er
sich aus den typisierenden Bewertungsvorschriften des BewG ergabe. Die Nachweislast geht iber die Darlegungs- und
Feststellungslast hinaus.

2. Soll der Nachweis eines niedrigeren gemeinen Werts durch Vorlage eines Gutachtens erbracht werden, muss das
Gutachten entweder durch den ortlich zustandigen Gutachterausschuss oder einen 6ffentlich bestellten und vereidigten
Sachverstandigen fur die Bewertung von Grundstiicken erstellt sein (Ankniipfung an das Senatsurteil vom 11.09.2013 - Il
R 61/11, BFHE 243, 376, BStBL Il 2014, 363; gegen die gleich lautenden Erlasse der obersten Finanzbehorden der Lander
vom 19.02.2014).

3. Ob das Gutachten den Nachweis erbringt, unterliegt der freien Beweiswirdigung des FA und des FG. Der Nachweis ist
erbracht, wenn dem Gutachten ohne weitere Beweiserhebung, insbesondere Einschaltung weiterer Sachverstandiger,
gefolgt werden kann.

Tenor

Die Revision der Kldger gegen das Urteil des Finanzgerichts Berlin-Brandenburg vom 17.01.2018 - 3 K 3178/17 wird als
unbegrindet zuriickgewiesen.

Die Kosten des Revisionsverfahrens haben die Kldager zu tragen.

Tatbestand

1 Mit notariellem Vertrag vom 01.03.2016 (bertrug die bisherige Eigentimerin ein mit einem Einfamilienhaus
bebautes Grundstiick in B im Wege der Schenkung an die Klager und Revisionsklager (Klager) zu Anteilen von 6/10
(Klagerin zu 2.) und zweimal 2/10 (Klager zu 1. und 3.). Der Grundbesitz war belastet mit einem in Abt. Il des
Grundbuchs eingetragenen lebenslangen Wohnrecht fur Dritte.

2 Der Beklagte und Revisionsbeklagte (das Finanzamt --FA--) stellte mit Bescheiden vom 16.12.2016 (ber die
gesonderte und einheitliche Feststellung des Grundbesitzwerts auf den 01.03.2016 fir Zwecke der Schenkungsteuer
den Grundbesitzwert auf 456.578 € und die entsprechenden Anteile der Klager fest. Fur die Berechnung legte das
FA die Bodenrichtwerte und die Vergleichsfaktoren des Gutachterausschusses zugrunde. Im Einspruchsverfahren
erklarte sich das FA bereit, die anzusetzende Bruttogrundflache zu reduzieren und einen Grundbesitzwert von
440.100 € anzusetzen. Im Hinblick auf weitere Differenzen legten die Kldager ein Verkehrswertgutachten des C vor.
Dieser ermittelte auf den 01.03.2016 einen Verkehrswert in Hohe von 330.000 € als gewogenes Mittel aus
Sachwertverfahren und Ertragswertverfahren.

3  Cistseit 1987 als Architekt bei der Architektenkammer B registriert. Seit dem 24.06.2000 verfligt er zudem Uber ein
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unbefristetes Zertifikat als "Sachverstandiger fir Wertermittlung und Baukostenplanung”, das den Klagern zufolge
den Mafigaben des Gesetzes uber die Akkreditierungsstelle (Akkreditierungsstellengesetz --AkkStelleG--) vom
31.07.2009 (BGBL 1 2009, 2625) und der Verordnung tber die Beleihung der Akkreditierungsstelle nach dem
Akkreditierungsstellengesetz (AkkStelleG-Beleihungsverordnung --AkkStelleGBV--) vom 21.12.2009 (BGBL | 2009,
3962) fiir die Durchfihrung von Zertifizierungen nach DIN EN ISO/IEC 17024:2012 entsprechen soll.

4  Mit Einspruchsentscheidungen vom 15.08.2017 setzte das FA den Grundstuckswert auf insgesamt 373.000 € herab
und wies die Einspriiche im Ubrigen als unbegriindet zuriick. Es folgte der Methode und den Wertansitzen des
Gutachtens mit Ausnahme des Bodenwerts. C hatte den Bodenwert mit Ruicksicht auf die tatsachliche
Geschossflachenzahl (GFZ) reduziert, wahrend das FA die maximal mdgliche Grundstucksausnutzung fir zutreffend
erachtete.

5 Die Klage blieb erfolglos. Das Finanzgericht (FG) erachtete die subjektive Klagehdaufung der drei
Feststellungsbeteiligten nach wechselseitigem Verzicht auf die Beachtung des Steuergeheimnisses gemaf’ & 59 der
Finanzgerichtsordnung (FGO) i.V.m. & 60 der Zivilprozessordnung (ZPO) fir zuldssig, die Klagen in der Sache jedoch
fur unbegriindet. Das FA habe zunachst zutreffend den Wert nach Mafigabe der 88 177, 180, 181 Abs. 1 Nr. 1, Abs. 2,
182 Abs. 2 Nr. 3, 183 Abs. 2 Satz 1, Abs. 3 des Bewertungsgesetzes (BewG) errechnet. Der Nachweis eines
niedrigeren gemeinen Werts nach & 198 BewG sei den Klagern nicht gelungen. C sei nicht 6ffentlich bestellter und
vereidigter Sachverstandiger, sein Gutachten daher nach Mafigabe des Urteils des Bundesfinanzhofs (BFH) vom
11.09.2013 - 1l R 61/11 (BFHE 243, 376, BStBL 11 2014, 363) nicht als Nachweis zuldssig. Eine Zertifizierung nach
dem AkkStelleG und der AkkStelleGBV stehe dem nicht gleich. Das Urteil ist in Entscheidungen der Finanzgerichte
2018, 825 veroffentlicht.

6  Mit der Revision machen die Klager geltend, selbst das FA habe das Gutachten dem Grunde nach als Nachweis
akzeptiert. Das BFH-Urteil in BFHE 243, 376, BStBL 11 2014, 363 stelle eine unangemessene Einschrankung der
Nachweismaoglichkeiten dar. In der Sache sei der durch C ermittelte Bodenrichtwert korrekt, da eine hohere GFZ
nicht erreicht werden konne. Das Aufstocken sei technisch unmaoglich, Abriss und Neubau wegen der Belastung in
Abt. Il des Grundbuchs ebenfalls unmaglich.

7  Die Klager beantragen sinngemafs,
das FG-Urteil aufzuheben und unter Anderung der Bescheide vom 16.12.2016 und der Einspruchsentscheidung vom
15.08.2017 den Grundbesitzwert auf den 01.03.2016 mit 330.000 € festzustellen.

8  Das FA beantragt,
die Revision zurlickzuweisen.

9  Durch das Gutachten sei die tatsachliche Unmoglichkeit, die zulassige GFZ auszunutzen, nicht nachgewiesen.
Zudem sei in der Regel in Ein- und Zweifamilienhausgebieten mit einer lagetypischen GFZ unter 0,8 eine
Abhangigkeit des Bodenwerts von der GFZ nicht nachweisbar.

Entscheidungsgrunde

10 Die Revision ist unbegrindet und nach § 126 Abs. 2 FGO zuruckzuweisen. Das FG hat zu Recht erkannt, dass bei der
Wertfeststellung nach & 12 Abs. 3 des Erbschaftsteuer- und Schenkungsteuergesetzes i.V.m. §8 151 Abs. 1 Satz 1
Nr. 1, 157 BewG der bewertungsrechtlich typisierte Wert anzusetzen ist. Das Gutachten des C kann nicht zum
Nachweis des niedrigeren gemeinen Werts dienen, da C nicht 6ffentlich bestellter und vereidigter Sachverstandiger
ist.

11 1. Der Wert eines mit einem Einfamilienhaus bebauten Grundstuicks ist in erster Linie gemaf &8 157 Abs. 3 Satz 1,
177,180 Abs. 1 Satz 1, 181 Abs. 1 Nr. 1, 182 Abs. 1, Abs. 2 Nr. 3 BewG nach dem typisierten Vergleichswertverfahren
zu ermitteln. Demgegentber lasst § 198 BewG unter bestimmten Voraussetzungen den Nachweis des niedrigeren
gemeinen Werts (§ 9 Abs. 2 Satz 1 BewG) zu.

12 a) Weist der Steuerpflichtige nach, dass der gemeine Wert der wirtschaftlichen Einheit am Bewertungsstichtag
niedriger ist als der nach den 8§ 179, 182 bis 196 BewG ermittelte Wert, so ist dieser Wert anzusetzen (§ 198 Satz 1
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BewG). Fiir den Nachweis des niedrigeren gemeinen Werts gelten grundsatzlich die auf Grund des § 199 Abs. 1 des
Baugesetzbuchs erlassenen Vorschriften (& 198 Satz 2 BewG).

b) Die nach dieser Vorschrift dem Steuerpflichtigen zugewiesene Nachweislast geht liber die reine Darlegungs- und
Feststellungslast hinaus. Wie der Nachweis zu erbringen ist, regelt die Vorschrift nicht. Nach standiger
Rechtsprechung des BFH muss der Steuerpflichtige den Nachweis selbst erbringen, etwa durch Vorlage eines
geeigneten Gutachtens. Ob das Gutachten den Nachweis erbringt, unterliegt insoweit der freien Beweiswirdigung
durch das FA und ggf. das FG, als zu prufen ist, ob der Nachweis gelungen ist. Dies setzt voraus, dass dem Gutachten
ohne weitere Aufklarungs- und ErmittlungsmaRnahmen gefolgt werden kann. Der Nachweis kann nicht dadurch
gefuhrt werden, dass der Steuerpflichtige die Beweiserhebung, etwa durch gerichtliche Einholung eines
Sachverstandigengutachtens, beantragt (BFH-Urteil vom 10.11.2004 - 11 R 69/01, BFHE 207, 352, BStBL Il 2005, 259,
unter I1.1.c; BFH-Beschluss vom 25.03.2009 - Il B 62/08, BFH/NV 2009, 1091, unter Il.1.a, m.w.N., zu der
Vorlaufervorschrift des § 198 BewG, § 146 Abs. 7 BewG a.F.). Das vorzulegende Gutachten ist als Privatgutachten
urkundlich belegtes Parteivorbringen. Der Nachweis verlangt, dass es der Bestellung weiterer Sachverstandiger
nicht mehr bedarf, da andernfalls die Nachweislast auf eine Darlegungs- und Feststellungslast reduziert wirde (vgl.
BFH-Urteile in BFHE 207, 352, BStBL Il 2005, 259, unter Il.2.a bis ¢, und vom 03.12.2008 - Il R 19/08, BFHE 224, 268,
BStBL 11 2009, 403, unter 11.1.).

2. Abgesehen von dem Fall des zeitnahen Verkaufs (dazu BFH-Urteil vom 30.01.2019 - Il R 9/16, BFHE 263, 267,
BStBL I1 2019, 599, Rz 21) kommt als Nachweis grundsatzlich nur die Vorlage des Gutachtens eines 6ffentlich
bestellten und vereidigten Sachverstandigen i.S. der §8 36, 36a der Gewerbeordnung (GewO) in Betracht.

a) Der BFH hatte in friherer Rechtsprechung formuliert, dass der Steuerpflichtige grundsatzlich frei in der Wahl der
Mittel zum Nachweis eines niedrigeren gemeinen Werts sei. § 146 Abs. 7 BewG (a.F.) enthalte insoweit keine
Einschrankungen. Neben einem Gutachten des ortlich zustandigen Gutachterausschusses oder eines
Sachverstandigen fir die Bewertung von Grundstiicken hatte der BFH auch einen im gewohnlichen
Geschaftsverkehr zeitnah zum mafRgeblichen Besteuerungsstichtag erzielten Kaufpreis als Nachweis zugelassen
(vgl. BFH-Urteil vom 08.10.2003 - II R 27/02, BFHE 204, 306, BStBL 11 2004, 179, unter Il.1.a). Er hat dies unter
Hinweis auf die Funktion der Nachweislast zeitnah dahin eingegrenzt, dass --abgesehen vom Verkaufsfalle-- der
Nachweis eines niedrigeren gemeinen Werts gemaf3 § 146 Abs. 7 BewG (a.F.) regelmafdig nur durch ein Gutachten
des ortlich zustandigen Gutachterausschusses oder eines Sachverstandigen "fiir die Bewertung von Grundstiicken”
gefuhrt werden konne (BFH-Urteil in BFHE 207, 352, BStBL Il 2005, 259, unter 11.2.), das der freien Beweiswirdigung
des FA und ggf. der Gerichte unterliege (BFH-Urteil in BFHE 224, 268, BStBL Il 2009, 403, unter I1.1.).

b) In neuerer Rechtsprechung hat der BFH --weiterhin unter Berufung auf die Funktion der Nachweislast-- verlangt,
dass es sich bei dem Sachverstandigen um einen 6ffentlich bestellten und vereidigten Sachverstandigen handele.
Bei Gutachten anderer Personen musse das FG zunachst Feststellungen zur fachlichen Eignung dieser Personen
treffen und sich zur Uberpriifung der Feststellungen ggf. eines weiteren Sachverstindigen bedienen (BFH-Urteil in
BFHE 243, 376, BStBL 11 2014, 363, Rz 31, 35; ebenso jungst BFH-Urteil vom 25.04.2018 - II R 47/15, BFHE 262, 157,
BStBL 11 2019, 144, Rz 21). Den hierzu keine ausdricklichen Ausfihrungen enthaltenden BFH-Urteilen vom
15.03.2017 - 1l R 10/15 (BFH/NV 2017, 1153, Rz 4, 15) und vom 24.10.2017 - 1l R 40/15 (BFHE 260, 80, BStBL Il
2019, 21, Rz 2, 12f) lagen Sachverhalte zugrunde, in denen die jeweils umstrittenen Gutachten von o6ffentlich
bestellten und vereidigten Sachverstandigen gefertigt worden waren.

¢) Die Finanzverwaltung wendet das BFH-Urteil in BFHE 243, 376, BStBL Il 2014, 363 nicht an. Mit gleich lautenden
Erlassen der obersten Finanzbehorden der Lander vom 19.02.2014 zum Nachweis des niedrigeren gemeinen Werts;
Berlcksichtigung von Sachverstandigengutachten zum Nachweis eines niedrigeren Grundbesitzwerts (BStBL | 2014,
808) hat die Finanzverwaltung klargestellt, dass die Finanzverwaltung an ihrer Auffassung (zum Ausdruck
gekommen in R B 198 Abs. 3 Satz 1 der Erbschaftsteuer-Richtlinien 2011) festhalte, dass der Steuerpflichtige den
Nachweis des niedrigeren gemeinen Werts regelmafsig durch ein Gutachten des zustandigen Gutachterausschusses
oder eines Sachverstandigen fur die Bewertung von Grundstiicken erbringen konne. Dies gelte nicht zuletzt aus
verfassungs- und europarechtlichen Griinden, insbesondere fiir inhaltlich mangelfreie Gutachten eines nach der
DIN EN ISO/IEC 17024 zertifizierten Sachverstandigen fur die Bewertung von Grundstucken.

d) Der BFH halt daran fest, dass der Nachweis i.S. des & 198 BewG, soweit er durch ein Gutachten gefiihrt werden
soll, das Gutachten eines offentlich bestellten und vereidigten Sachverstandigen voraussetzt. Soweit die
Finanzverwaltung zugunsten der Steuerpflichtigen auch andere Gutachten dem Grunde nach berticksichtigt, bindet
dies die Gerichte nicht (dazu BFH-Urteil vom 24.08.2016 - X R 11/15, BFH/NV 2017, 300, Rz 26).
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aa) Das Gutachten eines Sachverstandigen ist nur zum Nachweis geeignet, wenn es sich um ein fachlich in
besonderer Weise qualifiziertes Gutachten handelt. Nur damit kann der Bedeutung der Nachweislast im Unterschied
zur Darlegungs- und Feststellungslast (s.o. unter I.1.b) genligt werden. Einerseits kann jedes von dem Beteiligten
vorgelegte Gutachten prozessrechtlich lediglich Beteiligtenvorbringen sein. Der Beweis nach § 92 der
Abgabenordnung bzw. §§ 81, 82 FGO (i.V.m. den jeweiligen Vorschriften der ZPO), den der Steuerpflichtige antritt
und das Gericht erhebt, entspricht gerade nicht dem Nachweis in diesem Sinne. Andererseits ist haufig das
Beteiligtenvorbringen nicht in dem Sinne nachweisgeeignet, dass ihm ohne weitere Beweiserhebung gefolgt
werden konnte. Wenn Uber die Tragfahigkeit dieses Vorbringens wiederum Beweis erhoben werden musste,
bestiinde kein Unterschied mehr zur Darlegungs- und Feststellungslast.

bb) Nur das Gutachten eines offentlich bestellten und vereidigten Sachverstandigen i.S. der §§ 36, 36a GewO bietet
eine erhohte Wahrscheinlichkeit dafir, dass weitere Beweiserhebungen entbehrlich sind. Diese verfligen uber eine
Doppelqualifikation, namlich in fachlicher und personlicher Hinsicht. Die 6ffentliche Bestellung von
Sachverstandigen nach & 36 Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 GewO setzt einerseits u.a. den Nachweis besonderer Sachkunde
und das Fehlen von Bedenken gegen die Eignung voraus. Nach & 36 Abs. 1 Satz 2 GewO sind sie andererseits darauf
zu vereidigen, dass sie ihre Sachverstandigenaufgaben unabhangig, weisungsfrei, personlich, gewissenhaft und
unparteiisch erfullen und ihre Gutachten entsprechend erstatten werden. Diese Sachverstandigen vereinen damit
eine Uber den Sachkundenachweis belegte Fachkompetenz mit einer uber die Vereidigung bewirkten besonderen
personlichen Verpflichtung auf die Integritat ihrer gutachterlichen Arbeit. Demgegeniiber ist die allgemeine
Bezeichnung "Sachverstandiger fur ..." nicht gesetzlich verankert und deshalb auch nicht besonders geschiitzt.

Der BFH verkennt nicht, dass im Einzelfall auch ein Gutachten eines 6ffentlich bestellten und vereidigten
Sachverstandigen unzureichend sein kann, dass umgekehrt auch ein Gutachten eines nicht 6ffentlich bestellten und
vereidigten Sachverstandigen fachlich beanstandungsfrei und integer sein kann. Er erachtet es jedoch fiir eine
zulassige Typisierung, an die offentliche Bestellung und Vereidigung eine entsprechende Vermutung zu knipfen.

cc) Das FG hat zu Recht ausgefiihrt, dass sich aus dem AkkStelleG und der AkkStelleGBV nichts Abweichendes ergibt.
Eine durch eine akkreditierte Stelle durchgefuhrte Zertifizierung ist nicht deckungsgleich mit dem durch § 36 GewO
nachgewiesenen fachlichen und persdnlichen Profil. Die Berlicksichtigung der in einem anderen Mitgliedstaat der
Europaischen Union oder in einem anderen Vertragsstaat des Abkommens uber den Europaischen Wirtschaftsraum
erworbenen Qualifikationen wird durch § 36a GewO gewahrleistet.

dd) Dies bedeutet nicht, dass das Gutachten eines 6ffentlich bestellten und vereidigten Sachverstandigen bereits
den Beweis der inhaltlichen Richtigkeit in sich triige. FA und FG haben auch ein solches Gutachten inhaltlich zu
prufen, zu wirdigen und ggf. Lucken zu schliefen, wenn und soweit dies ohne weitere Beweiserhebung,
insbesondere ohne weitere Sachverstandige, im Uiblichen Rahmen einer Beweiswiirdigung maglich ist (vgl. BFH-
Urteile in BFH/NV 2017, 1153, Rz 16, m.w.N., und in BFHE 260, 80, BStBL Il 2019, 21, Rz 12).

3. Da C nicht offentlich bestellter und vereidigter Sachverstandiger ist, kann sein Gutachten nicht zum Nachweis des
niedrigeren gemeinen Werts nach § 198 BewG herangezogen werden. Die Wertermittlung ist nach dem typisierten
Vergleichswertverfahren des BewG vorzunehmen. Soweit das FA hiervon bereits nach unten abgewichen ist, hat es
wegen des im gerichtlichen Verfahren geltenden Verbdserungsverbots hiermit sein Bewenden.

4. Die Kostenentscheidung folgt aus & 135 Abs. 2 FGO.

5. Der Senat entscheidet nach & 121 Satz 1 FGO i.V.m. § 90 Abs. 2 FGO im Einverstandnis der Beteiligten ohne
mundliche Verhandlung.

Quelle: www.bundesfinanzhof.de

Seite 4 von 4


https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010119/

	Urteil vom 05. Dezember 2019, II R 9/18
	Leitsätze
	Tenor
	Tatbestand
	I.

	Entscheidungsgründe
	II.



